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übe
im Bez g
Verordnung
r die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 3-7 VE
irk Pankow, Ortsteile Stadtrandsiedlung Malchow und Blankenbur

Vom 10. Januar 2006
Auf Grund des § 12 Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 des
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 6 Abs. 5
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 3-7 VE vom 21. Dezem-
ber 2004 für eine Teilfläche des Geländes nördlich des Blanken-
burger Pflasterweges, zwischen Suderoder Graben, Außenring der
Deutschen Bahn, Schälingsgraben sowie Teilflächen der Grund-
stücke westlich dieses Geländes im Bezirk Pankow, Ortsteile Stadt-
randsiedlung Malchow und Blankenburg, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim
Bezirksamt Pankow von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Ver-
messungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans können beim Bezirksamt Pankow von Berlin, Ab-
teilung Stadtentwicklung, Amt für Planen und Genehmigen, kosten-
frei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Pankow von Berlin schriftlich geltend
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. Januar 2006

Bezirksamt Pankow von Berlin

K l e i n e r t M. F e d e r l e i n

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
für Stadtentwicklung
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VI-31-1

im Bezirk Friedrichshain- Kreuzberg, Ortsteil Kreuzberg

Vom 14. März 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VI-31-1 vom 18. Mai 2005 für die Grund-
stücke Skalitzer Straße 15 und Reichenberger Straße 170 im Bezirk
Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil Kreuzberg, wird festgesetzt. Er
ändert teilweise den durch Verordnung über die Festsetzung des
Bebauungsplans VI-31 im Bezirk Kreuzberg vom 10. September
1959 (GVBl. S. 1002) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Fried-
richshain-Kreuzberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung und
Bauen, Amt für Stadtplanung, Vermessung und Bauaufsicht, Fach-
bereich Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungs-
plans können beim Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Ber-
lin, Abteilung Stadtentwicklung und Bauen, Amt für Stadtplanung,
Vermessung und Bauaufsicht, Fachbereich Stadtplanung und Fach-
bereich Bauaufsicht kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. März 2006

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

R e i n a u e r S c h u l z

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat für
Stadtentwicklung und Bauen
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VI-152

im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil Kreuzberg

Vom 14. März 2006

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VI-152 vom 12. Mai 2005 mit Deckblatt vom
10. Oktober 2005 für das Gelände zwischen Spree, Cuvrystraße,
Schlesische Straße und Falckensteinstraße im Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg, Ortsteil Kreuzberg, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Fried-
richshain-Kreuzberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung und
Bauen, Amt für Stadtplanung, Vermessung und Bauaufsicht, Fach-
bereich Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungs-
plans können beim Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Ber-
lin, Abteilung Stadtentwicklung und Bauen, Amt für Stadtplanung,
Vermessung und Bauaufsicht, Fachbereiche Stadtplanung und Bau-
aufsicht, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. März 2006

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

R e i n a u e r S c h u l z

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat für
Stadtentwicklung und Bauen
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Festsetzung

des Bebauungsplans XIII-B 1 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg,
Ortsteile Tempelhof, Mariendorf, Marienfelde und Lichtenrade

Vom 25. April 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XIII-B 1
im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteile Tempelhof, Mariendorf,
Marienfelde und Lichtenrade, vom 12. Juli 2005 (GVBl. S. 431)
wird wie folgt geändert:
In § 1 wird in der Auflistung der geänderten Bebauungspläne nach
den Worten „Er ändert teilweise die durch die Verordnung über die
Festsetzung des Bebauungsplans festgesetzten Bebauungspläne“ die
Angabe
„XIII-54 (festgesetzt am 8. Juni 1971, GVBl. S. 1060),“
sowie die Angabe
„XIII-188 (festgesetzt am 27. März 1973, GVBl. S. 599),“
gestrichen.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 24. August 2005 in
Kraft.

Berlin, den 25. April 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin für
Gesundheit, Stadtentwicklung

und Quartiersmanagement
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII-430

im Bezirk Spandau, Ortsteil Kladow

Vom 25. April 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VIII-430 vom 2. Juli 1999 mit Deckblatt vom
4. November 1999 und dem Deckblatt vom 5. Juli 2004 für die
Grundstücke Kladower Damm 362/364, Eichelmatenweg 2, Ritter-
felddamm 2 und einen Abschnitt des Eichelmatenweges sowie eine
Teilfläche des Kladower Dammes im Bezirk Spandau, Ortsteil
Kladow, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt
Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Umweltschutz,
Vermessungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans
können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen,
Planen und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Woh-
nungsaufsichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin schriftlich geltend
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 25. April 2006

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 20 13. Juni 2006 483
Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VII-272ba

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Charlottenburg

Vom 2. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBl.
S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005
(GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan VII-272ba vom 7. Dezember 2001 mit den

Deckblättern vom 15. Januar 2003 und vom 22. November 2005 für
das Gelände zwischen Gutenbergstraße, Hannah-Karminski-Straße,
Salzufer (einschließlich) und Margarete-Kühn-Straße im Bezirk
Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Charlottenburg, wird festge-
setzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die Festsetzung
des Bebauungsplans VII-97 im Bezirk Charlottenburg vom 6. April
1967 (GVBl. S. 587) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Char-

lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Vermessung, beglaubigte
Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Stadtplanung sowie im
Bau- und Wohnungsaufsichtsamt, während der Dienststunden kos-
tenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 2. Mai 2006

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

T h i e m e n G r ö h l e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VII-278

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Westend

Vom 2. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBl.
S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005
(GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VII-278 vom 5. Oktober 2000 mit Deckblatt
vom 13. September 2005 für das Grundstück Masurenallee 6A, 6B,
Teilflächen der Grundstücke Messedamm 6, 8, Masurenallee 4, 6
und Masurenallee 8/14 sowie der Soorstraße und der Bredtschnei-
derstraße im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Westend,
wird festgesetzt. Er ändert teilweise die durch Verordnung über die
Festsetzung des Bebauungsplans VII-132 im Bezirk Charlottenburg
vom 29. September 1966 (GVBl. S. 1546) und durch Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VII-100 im Bezirk Char-
lottenburg vom 6. September 1965 (GVBl. S. 1187) festgesetzten
Bebauungspläne.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Vermessung, beglaubigte
Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Stadtplanung sowie im
Bau- und Wohnungsaufsichtsamt, während der Dienststunden kos-
tenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Charlottenburg - Wilmersdorf von Ber-
lin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 2. Mai 2006

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

T h i e m e n G r ö h l e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VII-B 7 im Bezirk

Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Charlottenburg

Vom 15. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 4 Abs. 5 Satz 1 und mit § 6 Abs. 1
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) vom
11. Dezember 1987 (GVBl. S. 2731) in der bis zum Inkrafttreten des
Verwaltungsreformgesetzes vom 19. Juli 1994 (GVBl. S. 241) gel-
tenden Fassung in Verbindung mit Artikel XI Abs. 1 des Verwal-
tungsreformgesetzes wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VII-B 7 vom 10. Februar 1992 für den Bereich
zwischen Otto-Suhr-Allee, Wilmersdorfer Straße, Schustehrusstraße,
Richard-Wagner-Platz, Richard-Wagner-Straße, Zillestraße, Wilmers-
dorfer Straße, Spielhagenstraße, Gierkezeile, Gierkeplatz und Gier-
kezeile mit Ausnahme der Grundstücke Wilmersdorfer Straße 28/
Zillestraße 80 und Zillestraße 86 im Bezirk Charlottenburg-Wil-
mersdorf, Ortsteil Charlottenburg, wird festgesetzt. Er ändert teil-
weise den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungs-
plans VII-36 im Bezirk Charlottenburg vom 8. Juni 1957 (GVBl.
S. 680) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Charlot-
tenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Vermes-
sungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können
beim Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abtei-
lung Bauwesen, Stadtplanungsamt und Bau- und Wohnungsauf-
sichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
BauGB) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 BauGB)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Bebauungsgesetzbuchs beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber der für die verbindliche Bauleitplanung zuständigen
Senatsverwaltung schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in
Satz 1 genannten Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten
Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 20
Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs vom
11. Dezember 1987 (GVBl. S. 2731) in der bis zum Inkrafttreten
des Verwaltungsreformgesetzes vom 19. Juli 1994 (GVBl. S. 241)
geltenden Fassung in Verbindung mit Artikel XI Abs. 1 des Verwal-
tungsreformgesetzes unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. Mai 2006

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

Ingeborg J u n g e - R e y e r
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Verordnung
über die Festsetzung des Landschaftsplanes 7-L-1

Motzener Straße im Bezirk Tempelhof-Schöneberg von Berlin,
Ortsteil Marienfelde

Vom 23. Mai 2006

Auf Grund § 8 und § 10 des Berliner Naturschutzgesetzes in der
Fassung vom 28. Oktober 2003 (GVBl. S. 554), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 23.März 2005 (GVBl. S. 194), wird verordnet:

§ 1

Geltungsbereich

Der Landschaftsplan 7-L-1 Motzener Straße wird mit der den
Geltungsbereich umfassenden Fläche von insgesamt 189 ha fest-
gesetzt. Die Innenkante der Grenzlinie bildet die Geltungsbereichs-
grenze. Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:

Die Grenze des Geltungsbereiches erstreckt sich von West nach Ost
verlaufend von der Säntisstraße über den Richard-Tauber-Damm
und entlang der östlichen Grenze der Grundstücke Buckower Chaus-
see 134 und 115–131(gleichzeitig auch Ortsteilgrenze zwischen
Marienfelde und Lichtenrade). Dann verläuft sie entlang der öst-
lichen Grenze des Flurstückes Nr. 94, der nördlichen und östlichen
Grenze des Flurstückes 48 sowie entlang der östlichen Grenze des
Flurstückes 46 (Gemarkung: 110058, Flur: 3).

Die Geltungsbereichsgrenze quert nun die S-Bahn-Trasse und ver-
läuft an deren westlicher Grenze nach Süden bis zur südlichen Gren-
ze des Grundstückes Miethepfad 6 und über diese bis zur Straße
Miethepfad. Die Grenze folgt nun den Straßen Miethepfad und
Poleigrund bis zur Motzener Straße und verläuft dann an der öst-
lichen Grenze der Grundstücke Motzener Straße 40 und Schichau-
weg 48 sowie an der südlichen Grenze der Grundstücke Schichau-
weg 50 und 52 bis zum Grünzug am Königsgraben.

Nach Norden erstreckt sich die Geltungsbereichsgrenze nun entlang
der östlichen Abgrenzung des Grünzuges am Königsgraben bis zur
Motzener Straße und verläuft dann entlang dieser über die Zehrens-
dorfer Straße bis zur Säntisstraße.

§ 2

Bestandteile des Landschaftsplans

(1) Der Landschaftsplan besteht aus einer Festsetzungskarte und
einem Text mit Begründung.

(2) Der Landschaftsplan ist Bestandteil dieser Rechtsverordnung.

(3) Die textlich festgesetzten Maßnahmen des Landschaftsplanes
ergeben sich aus der Anlage dieser Verordnung.

§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 19 des Berliner
Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer
vollziehbaren Anordnung, die auf Grund dieser Rechtsverordnung
getroffen worden ist, zuwiderhandelt.

§ 4

Einsichtnahme

Die Urschrift des Landschaftsplanes kann bei der örtlich zustän-
digen unteren, eine beglaubigte Ausfertigung des Landschaftsplanes
bei der obersten Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege
während der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 5

Entschädigung

Auf die Vorschriften über
1. die Geltendmachung und Herbeiführung der Fälligkeit etwaiger

Entschädigungsansprüche nach § 47 Abs. 1 und 2 des Berliner
Naturschutzgesetzes in Verbindung mit § 44 Abs. 3 Satz 1 und
Satz 2 des Baugesetzbuches und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gerechter Geltendmachung nach § 47 Abs. 2 des Berliner Natur-
schutzgesetzes in Verbindung mit § 44 Abs. 4 des Baugesetz-
buches

wird hingewiesen.

§ 6

Verfahrensfehler

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften, die in
§ 10 Abs. 6 Satz 1 des Berliner Naturschutzgesetzes bezeichnet
sind oder

2. Mängel der Abwägung

innerhalb eines Jahres nach Verkündung dieser Verordnung schrift-
lich gegenüber dem Bezirksamt geltend machen. Der Sachverhalt,
der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.
Nach § 10 Abs. 6 des Berliner Naturschutzgesetzes ist die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie des Abwägungs-
gebotes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt sind.

§ 7

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d L a w r e n t z

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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A n l a g e  z u r  R e c h t s v e r o r d n u n g

gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die Festsetzung des Land-
schaftsplanes 7-L-1

Nummer 1 Verordnungszweck

Zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege werden Mindestanforderungen hinsichtlich der natur-
haushalts-wirksamen Gestaltung der Baugrundstücke als „Bio-
topflächenfaktor“ im Sinne der Nummern 3 und 4 festgesetzt. Die
Festsetzung erfolgt in der Planzeichnung durch Angabe des Biotop-
flächenfaktors für einen jeweils räumlich abgegrenzten Teilbereich
als Dezimalzahl sowie durch ergänzende textliche Festsetzungen.

Nummer 2 Biotopflächenfaktor

(1) Bei Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuches, die die
Errichtung oder Änderung baulicher Anlagen zum Inhalt haben,
darf der sich aus den Nummern 3 und 4 ergebende Biotopflächen-
faktor den festgesetzten Biotopflächenfaktor von 0,3 nicht unter-
schreiten. Dieses gilt ausschließlich für Vorhaben, die nach § 8 und
§ 9 BauNVO in Gewerbe- und Industriegebieten zulässig sind und
für Vorhaben, für die eine Befreiung gem. § 31 BauGB gewährt
wurde. Im Falle der Änderungen baulicher Anlagen gilt dies nur,
wenn mit der Änderung zusätzliche Aufenthaltsräume geschaffen
werden oder sich der im Sinne von Nummer 5 zu bestimmende
Überbauungsgrad des Grundstücks erhöht. Die zum Erreichen des
Biotopflächenfaktors erforderlichen Maßnahmen sind vorrangig auf
der Grundfläche durchzuführen. Dabei sollen vorhandene Vege-
tationsflächen berücksichtigt werden.

(2) Im Fall der Nutzungsänderung ohne Änderung der baulichen
Anlagen besteht keine Pflicht zur Umsetzung des festgesetzten
Biotopflächenfaktors. Vorhaben, im Sinne des § 29 des Baugesetz-
buches, die aus Gründen des Umweltschutzes durchgeführt werden
oder durchgeführt werden müssen, sind von der Einhaltung des
Biotopflächenfaktors freigestellt.

Nummer 3 Berechnungsmethode

Der Biotopflächenfaktor eines Grundstücks ist die Verhältniszahl,
die sich aus dem Verhältnis der nach den folgenden Sätzen rechne-
risch zu ermittelnden naturhaushalts-wirksamen Fläche zur Grund-
stücksfläche ergibt. Dabei wird einzelnen Flächentypen gemäß
Nummer 4 ein spezifischer Anrechnungsfaktor entsprechend ihrer
Wirkung auf den Naturhaushalt zugewiesen. Die auf dem Grund-
stück vorzufindenden Flächentypen gemäß Nummer 4 sind nach
ihrer Größe in Quadratmetern gesondert zu erfassen und mit dem
zugehörigen Anrechnungsfaktor zu multiplizieren. Die sich danach
für jeden Flächentyp gesondert ergebenden Werte sind zu addieren.
Die Summe ist in das Verhältnis zu der Größe des Grundstücks zu
setzen. Der Biotopflächenfaktor ergibt sich somit nach der Formel  

Die Werte des Biotopflächenfaktors sind auf zwei Stellen hinter dem
Komma mathematisch auf- beziehungsweise abzurunden.

Nummer 4 Flächentypen

Bei der Ermittlung des Biotopflächenfaktors nach Nummer 3 sind
für die einzelnen Flächentypen folgende Anrechnungsfaktoren zu
verwenden:

(1) Vegetationsflächen mit Anschluß an anstehenden Boden (Ver-
fügbarkeit als Standort für Vegetationsentwicklung und als Lebens-
raum für Tiere ohne Beurteilung der Qualität der Vegetation) haben
den Anrechnungsfaktor 1,0.

(2) Halboffene Flächen, das heißt, Flächen mit luft- und wasser-
durchlässigen Belägen, die neben Versickerung auch Pflanzen-
bewuchs zulassen, wie zum Beispiel Rasenschotter, Holzpflaster mit
hohem Fugenanteil, Pflaster mit Rasenfugen, Rasengittersteine oder
Rasenklinker auf Flächen mit geringer Nutzungsintensität (zum Bei-
spiel Feuerwehrzufahrt) haben den Anrechnungsfaktor 0,5.

(3) Teilversiegelte Flächen, das heißt, Flächen mit luft- und was-
serdurchlässigen Belägen, die in gewissem Umfang Versickerung,
aber in der Regel keinen Pflanzenbewuchs zulassen, wie zum Bei-
spiel Klinker, Großsteinpflaster, Kleinsteinpflaster, Mosaikpflaster,
Holzpflaster, Betonverbundsteine oder Platten (mit Fuge auf Sand-/
Schotterunterbau), Sandflächen, Schotter, wassergebundene Decke,
offener, stark verdichteter Boden, durchlässige Kunststoffbeläge,
Rasengittersteine oder Rasenklinker auf intensiv genutzten Flächen
(zum Beispiel Stellplätze, Zufahrten) sowie halboffene Flächen im
Sinne von Absatz 2 auf Tiefgaragen, Kellergeschossen oder Dach-
flächen haben den Anrechnungsfaktor 0,3.

(4) Begrünte Dachflächen und sonstige Vegetationsflächen ohne
Anschluss an anstehenden Boden sind wie folgt zu unterscheiden:

a) Dachflächen von oberirdischen Gebäuden oder Gebäudeteilen
mit extensiver Begrünung, nicht aber von Hochhäusern im
Sinne der Bauordnung Berlin, haben den Anrechnungsfaktor 0,7.
Intensiv genutzte Dachbegrünung wird nach Maßgabe der
Buchstaben b) und c) angerechnet.

b) Sonstige Vegetationsflächen ohne Anschluss an anstehenden
Boden, insbesondere auf Kellerdecken/Tiefgaragen mit einem
Bodenauftrag von weniger als 80 Zentimeter sowie Hochbeete,
haben den Anrechnungsfaktor 0,5.

c) Flächen im Sinne von b) mit einem Bodenauftrag von 80 Zenti-
meter und mehr haben den Anrechnungsfaktor 0,7.

(5) Bei nicht begrünten Dächern wird die Projektionsfläche mit
einem Faktor von 0,2 angerechnet, soweit das auf diesen Flächen
anfallende Regenwasser auf den Grundstücksfreiflächen flächenhaft
über Vegetation versickert wird. Die Anrechnung ist ausgeschlossen,
wenn die Versickerungsfläche nach ihrer Größe den überwiegenden
Teil der Grundstücksfreifläche beansprucht und hierdurch die Nut-
zung der Grundstücksfreifläche für die Bewohner des Grundstücks
wesentlich beeinträchtigt wird. Die Versickerungsmulden müssen
frei von Bodenverunreinigungen sein.

(6) Flächen begrünter fensterloser Außenwände, insbesondere
Brandwände, und begrünter Mauern ( Vertikalbegrünung) sind bis
zu einer Höhe von zehn Metern mit einem Faktor von 0,5 anzurech-
nen. Dies entspricht in etwa der Fläche, die innerhalb von zehn Jah-
ren von Selbstklimmern berankt wird. Bei der Begrünung mit einem
Rankgerüst wird die Fläche angerechnet, die das Rankgerüst
abdeckt, jedoch maximal bis zu zehn Metern Höhe. Die Anrechnung
erfolgt für das Grundstück mit der Bebauung, dessen Flächen
begrünt werden.

(7) Versiegelte Flächen, das heißt, Flächen ohne Pflanzen-
bewuchs mit luft- und/oder wasserundurchlässigen Belägen, zum
Beispiel Beton, Asphalt, Terrazzo, Keramik, Platten/Pflasterung (mit
gebundenem Unterbau oder mit Fugenverguss), wasserundurch-
lässige Kunststoffbeläge sowie teilversiegelte Flächen im Sinne von
Absatz 3 auf Tiefgaragen, Kellergeschossen und Dachflächen sind
nicht anzurechnen.

(8) Flächentypen, die hier nicht genannt sind, können auf den
Biotopflächenfaktor angerechnet werden, soweit sie sich auf die
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes positiv auswirken. Der
Anrechnungsfaktor ist in diesen Fällen entsprechend den Absätzen 1
bis 7 zugrunde liegenden Bewertungskriterien zu ermitteln.

Nummer 5 Überbauungsgrad

Der Überbauungsgrad -ÜBG- eines Grundstücks ergibt sich aus
dem Verhältnis der überbauten Grundstücksfläche zur Grundstücks-
fläche insgesamt. Die Anlagen nach § 19 Abs. 4 der Baunutzungs-
verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990, das heißt, Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des § 14 der Baunutzugsverordnung sowie
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das
Baugrundstück lediglich unterbaut wird, sind bei der Ermittlung des
Überbauungsgrades nicht anzurechnen. Der Überbauungsgrad ist
auf zwei Stellen hinter dem Komma mathematisch auf- beziehungs-
weise abzurunden.

BFF =
(… m2 Flächentyp a • Anrechnungsfaktor x) + (… m2 Flächentyp b • Anrechnungsfaktor y) + …

… m2 Grundstücksfläche
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Nummer 6 Boden- und Grundwasserschutz

Auf gewerblich genutzten Grund
zung der Freiflächen sind die Ersch
versiegelte Flächen ohne Versicke
dieses aus Gründen des Boden- und 
lich ist. In diesem Fall ist eine Un
Biotopflächenfaktors zulässig.

Nummer 9 Befestigung von Wegen und Plätzen

Zweckbestimmung ausschließ-
tfahrzeugen oder dem Aufent-
luft- und wasserdurchlässigen
getationsflächen zu gliedern,

egelungen entgegen stehen.

iften
stücken mit gewerblicher Nut-
ließungs- und Lagerflächen als
rungsfähigkeit anzulegen, falls
Grundwasserschutzes erforder-
terschreitung des festgesetzten

Flächen, die nach ihrer Lage und 
lich dem Abstellen von Personenkraf
halt von Personen dienen, sind mit 
Materialien anzulegen und durch Ve
soweit dem nicht andere rechtliche R

Nummer 10 Sonstige Rechtsvorschr
Nummer 7 Minderung bei Baudenkmälern

Bei Grundstücken mit Baudenkmälern kann der festgesetzte
Biotopflächenfaktor unterschritten werden, soweit dies aus Gründen
des Denkmalschutzes erforderlich ist.

Nummer 8 Sonstige Ausnahmen

Eine Unterschreitung des festgesetzten Biotopflächenfaktors ist
zulässig, soweit die Ausnutzung des bestehenden Baurechts dies im
Einzelfall ausnahmsweise erfordert oder seine Einhaltung nur mit
unangemessen hohem Aufwand zu erreichen ist.

Diese Verordnung läßt nach anderen Rechtsvorschriften bestehen-
de Pflichten unberührt.

Nummer 11 Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Landschaftsplans umfaßt alle Grund-
stücke innerhalb der in der Plankarte abgegrenzten Fläche. Der
Landschaftsplan enthält keine Festsetzungen für öffentliche Ver-
kehrsflächen, für die Gleisflächen zwischen Adolf-Kiepert-Steg und
Motzener Straße sowie zwischen Motzener Straße und S-Bahntrasse,
für die Gleisflächen nördlich der Buckower Chaussee und für die
S-Bahntrasse.
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII-367

im Bezirk Spandau, Ortsteil Staaken

Vom 23. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VIII-367 vom 29. November 1999 mit Deck-
blatt vom 18. Juli 2005 für Teilflächen des Grundstücks Seegefelder
Weg 389/393 sowie für einen Abschnitt des Finkenkruger Weges im
Bezirk Spandau, Ortsteil Staaken, wird festgesetzt. Er ändert teil-
weise den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungs-
plans VIII-B im Bezirk Spandau, Ortsteile Gatow, Kladow, Staaken
und Spandau vom 1. März 1972 festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Span-
dau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Umweltschutz, Ver-
messungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans
können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Pla-
nen und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Wohnungs-
aufsichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§  3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin schriftlich geltend
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII-376

im Bezirk Spandau, Ortsteil Staaken

Vom 23. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818,1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl.
S. 692) wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VIII-376 vom 23. Mai 2005 für eine Teilflä-
che des Grundstücks Finkenkruger Weg 49/67 und einen Abschnitt
des Finkenkruger Wegs im Bezirk Spandau, Ortsteil Staaken wird
festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt
Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Umweltschutz,
Vermessungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans
können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen,
Planen und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Woh-
nungsaufsichtsamt kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin schriftlich geltend
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-41-1

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg

Vom 23. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom
7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Artikel II
des Gesetzes vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verord-
net:

§ 1

Der Bebauungsplan XI-41-1 vom 20. Mai 1992 mit Deckblatt
vom 25. Januar 1994 für die Grundstücke Rembrandtstraße 20–22,
Rubensstraße 52/56 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil
Schöneberg, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch
Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-41 im
Bezirk Schöneberg vom 1. April 1964 (GVBl. S. 467) festgesetzten
Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tem-
pelhof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für
Geoinformation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des
Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg
von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung und Quartiers-
management, Amt für Planen, Genehmigen und Denkmalschutz,
Fachbereich Planen und Fachbereich Genehmigen, kostenfrei ein-
gesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. E. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin



492 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 20 13. Juni 2006
Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-146-1

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg

Vom 23. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XI-146-1 vom 6. Oktober 2005 für die Grund-
stücke Einemstraße 12, Kurfürstenstraße 131–133 und Kielganstra-
ße 2–4 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg, wird
festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die Fest-
setzung des Bebauungsplans XI-146 im Bezirk Schöneberg, Ortsteil
Schöneberg, vom 24. Oktober 1972 (GVBl. S. 2074) festgesetzten
Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bau- und Wohnungswesen,
Amt für Geoinformation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnun-
gen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schö-
neberg von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung und
Quartiersmanagement, Amt für Planen, Genehmigen und Denkmal-
schutz, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über 

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und 

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs bezeich-
net sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin für
Gesundheit, Stadtentwicklung

und Quartiersmanagement
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIII-124a

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Marienfelde

Vom 23. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XIII-124a vom 31. Mai 1996 mit Deckblatt
vom 3. November 2005 für die Grundstücke Malteserstraße 142/176
(teilweise), Friedrichrodaer Straße 141/143 und Hanielweg 13/35 im
Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Marienfelde, wird festge-
setzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die Festsetzung
des Bebauungsplans XIII-95 im Bezirk Tempelhof, Ortsteil Marien-
felde, vom 27. Februar 1989 (GVBl. S. 552) festgesetzten Bebau-
ungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof - Schöneberg von Berlin, Abteilung Bau- und Wohnungswesen,
Amt für Geoinformation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnun-
gen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schö-
neberg von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung und
Quartiersmanagement, Amt für Planen, Genehmigen und Denkmal-
schutz kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über 

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs bezeich-
net sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin für
Gesundheit, Stadtentwicklung

und Quartiersmanagement
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIII-296

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Mariendorf

Vom 23. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XIII-296 vom 3. April 1998 mit Deckblatt
vom 21. Februar 2006 für das Grundstück Kruckenbergstraße 1
und eine Teilfläche des Grundstücks Mariendorfer Damm 222/290
und Hirzerweg 45/109 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil
Mariendorf, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bau- und Wohnungswesen,
Amt für Geoinformation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnun-
gen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schö-
neberg von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung und
Quartiersmanagement, Amt für Planen, Genehmigen und Denkmal-
schutz, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des
Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs bezeich-
net sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin für
Gesundheit, Stadtentwicklung

und Quartiersmanagement
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 7-10

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg

Vom 23. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. S 1818, 1824), in
Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan 7-10 vom 18. Mai 2004 für eine Teilfläche der
BAB Ring Berlin (West) (A 10) zwischen Tempelhofer Weg und der
verlängerten südlichen Grenze des Grundstücks Cheruskerstraße 24
im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg, wird fest-
gesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bau- und Wohnungswesen,
Amt für Geoinformation und Vermessung, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-
Schöneberg von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung
und Quartiersmanagement, Amt für Planen, Genehmigen und Denk-
malschutz kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs bezeich-
net sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-150 vom
3. April 1978 (GVBl. S. 982) außer Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Stadträtin für
Gesundheit, Stadtentwicklung

und Quartiersmanagement
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XV-23

im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Altglienicke

Vom 23. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl.
S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XV-23 vom 31. August 2005 für das Gelände
zwischen Besenbinderstraße, den östlichen Grenzen der Grund-
stücke Besenbinderstraße 3 und Köpenicker Straße 43–45, den
Kleingartenanlagen „Bachespe“, „Pappelgrund“ und „Am Falken-
berg“, Strohblumenweg, Grünauer Straße und Köpenicker Straße im
Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Altglienicke, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Trep-
tow-Köpenick von Berlin, Abteilung Bauen und Stadtentwicklung,
Vermessungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans
können beim Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin, Abteilung
Bauen und Stadtentwicklung, Stadtplanungsamt und Bau- und Woh-
nungsaufsichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin schrift-
lich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen
soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist wer-
den die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1
des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs unbeachtlich. 

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Mai 2006

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin

U l b r i c h t S c h m i t z

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans IX-155

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Wilmersdorf

Vom 30. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. S. 2414), geändert durch Arti-
kel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in
Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBl.
S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005
(GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan IX-155 vom 24. September 1999 mit Deck-
blättern vom 23. Mai 2000, 10. Dezember 2002, 13. September
2005 und redaktionellen Änderungen vom 31. Januar 2006 für die
Grundstücke Prager Straße 4/6, 10, 12 A, Prager Platz 1–3/Prager
Straße 12, Bundesallee 201, 203/Trautenaustraße 1–3 sowie für eine
Teilfläche des Flurstückes 167 (im Bereich Prager Straße 4) im
Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Wilmersdorf, wird
festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die
Festsetzung des Bebauungsplans IX-35 im Bezirk Wilmersdorf vom
6. Dezember 1962 (GVBl. S. 1288) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Vermessung, beglaubigte
Abzeichnungen des Bebauungsplanes können beim Bezirksamt
Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen,
Stadtplanungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Stadtplanung
sowie im Bau- und Wohnungsaufsichtsamt, während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

T h i e m e n G r ö h l e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans IX-191a

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Wilmersdorf

Vom 30. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBl.
S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005
(GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan IX-191a vom 28. Februar 2003 mit Deckblät-
tern vom 13. September 2005 und 25. Oktober 2005 für die Grund-
stücke Bundesallee 204–206/Nachodstraße 14 und für Teilflächen
der Flurstücke 212 und 263 in der Bundesallee Ecke Nachodstraße
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Wilmersdorf, wird
festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die Fest-
setzung des Bebauungsplans IX-35 im Bezirk Wilmersdorf vom
6. Dezember 1962 (GVBl. S. 1288) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Vermessung, beglaubigte
Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Stadtplanung sowie im
Bau- und Wohnungsaufsichtsamt, während der Dienststunden kos-
tenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

T h i e m e n G r ö h l e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VII-241

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Charlottenburg-N

Vom 30. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBl.
S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005
(GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan VII-241 vom 27. April 2000 mit Deckblättern

vom 22. Juni 2000 und 10. Januar 2006 für das Gelände zwischen
Saatwinkler Damm, Friedrich-Olbricht-Damm und Adam-von-
Trott-Straße sowie für die Grundstücke Saatwinkler Damm 64,
Adam-von-Trott-Straße 7, 5 und 1 und die Adam-von-Trott-Straße
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Charlottenburg-
Nord, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VII-155 im Bezirk Char-
lottenburg vom 14. August 1970 (GVBl. S. 1549) festgesetzten
Bebauungsplan und den durch Verordnung über die Festsetzung des
Bebauungsplans VII-116 im Bezirk Charlottenburg vom 25. Sep-
tember 1969 (GVBl. S. 2020) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Vermessung, beglaubigte
Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Bauwesen, Stadtpla-
nungs- und Vermessungsamt, Fachbereich Stadtplanung sowie im
Bau- und Wohnungsaufsichtsamt, während der Dienststunden kos-
tenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorganges,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

T h i e m e n G r ö h l e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
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gemäßer Geltendmachung (§ 44
wird hingewiesen.
Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-101c

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg

Vom 30. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 6 Abs. 5
und § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs
in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird
verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XI-101c vom 20. Oktober 1976 mit den
Deckblättern vom 5. Dezember 1979, 11. Juli 1980, 25. Oktober
1982, 19. Dezember 1991 und der Zusammenzeichnung vom
15. Dezember 2005 für das Gelände zwischen Potsdamer Straße,
Bülowstraße, Alvenslebenstraße, Kirchbachstraße, Goebenstraße,
Steinmetzstraße und Alvenslebenstraße im Bezirk Tempelhof-
Schöneberg, Ortsteil Schöneberg, wird festgesetzt. Gleichzeitig tritt
die Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-104
vom 24. Oktober 1963 (GVBl. S. 1029) außer Kraft.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof - Schöneberg von Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Geo-
information und Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des
Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg
von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung und Quartiers-
management, Amt für Planen, Genehmigen und Denkmalschutz,
Fachbereich Planen und Fachbereich Genehmigen, kostenfrei ein-
gesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über
1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit

etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. E. Z i e m e r
 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)
Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-208

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg

Vom 30. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 6 Abs. 5
und § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs
in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird
verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XI-208 vom 7. Juli 1993 mit den Deckblättern
vom 3. März 1994 und 27. September 2005 für das Grundstück
Kolonnenstraße 30 K und 30 L im Bezirk Tempelhof-Schöneberg,
Ortsteil Schöneberg, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bauwesen, Amt für Geo-
information und Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des
Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg
von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung und Quartiers-
management, Amt für Planen, Genehmigen und Denkmalschutz,
Fachbereich Planen und Fachbereich Genehmigen, kostenfrei ein-
gesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. E. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-230

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg

Vom 30. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XI-230 vom 5. Oktober 2005 für die
Grundstücke Ahornstraße 6, Einemstraße 9/1, Nollendorfplatz 2,
Kleiststraße 1–2, Maienstraße 4–5 im Bezirk Tempelhof-Schöne-
berg, Ortsteil Schöneberg, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den
durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XI-A
im Bezirk Schöneberg vom 5. August 1971 (GVBl. S. 1233) festge-
setzten Bebauungsplan sowie teilweise den durch Verordnung über
die Festsetzung des Bebauungsplans XI-136 im Bezirk Schöneberg
vom 27. Februar 1970 (GVBl. S. 1732) festgesetzten Bebauungs-
plan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bau- und Wohnungswesen,
Amt für Geoinformation und Vermessung, beglaubigte Abzeichnun-
gen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-Schö-
neberg von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung und
Quartiersmanagement, Amt für Planen, Genehmigen und Denkmal-
schutz kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

   Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs bezeich-
net sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. E. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin für
Gesundheit, Stadtentwicklung

und Quartiersmanagement



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 20 13. Juni 2006 503
Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIII-267

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Lichtenrade

Vom 30. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578); zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XIII-267 vom 2. November 1993 mit den
Deckblättern vom 30. August 1995, 12. Oktober 2000, 7. Februar 2001
und 6. Oktober 2005 für die Grundstücke Alt-Lichtenrade 27/45 und
Töpchiner Weg 182/212 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil
Lichtenrade, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bau- und Wohnungswesen,
Amt für Geoinformation und Vermessung, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-
Schöneberg von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung
und Quartiersmanagement, Amt für Planen, Genehmigen und Denk-
malschutz kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs bezeich-
net sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. E. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin für
Gesundheit, Stadtentwicklung

und Quartiersmanagement
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIII-299

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Marienfelde

Vom 30. Mai 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XIII-299 vom 25. Juni 1999 mit Deckblatt
vom 3. November 2005 für eine Teilfläche des Grundstückes
Nahmitzer Damm 26 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil
Marienfelde, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Tempel-
hof-Schöneberg von Berlin, Abteilung Bau- und Wohnungswesen,
Amt für Geoinformation und Vermessung, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Tempelhof-
Schöneberg von Berlin, Abteilung Gesundheit, Stadtentwicklung
und Quartiersmanagement, Amt für Planen, Genehmigen und Denk-
malschutz kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs bezeich-
net sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

B a n d Dr. E. Z i e m e r

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin für
Gesundheit, Stadtentwicklung

und Quartiersmanagement
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Erste Verordnung
 zur Änderung der Verordnung über die Ausbildung für den Aufstieg und den Laufbahnwechsel

in den gehobenen nichttechnischen Dienst der allgemeinen Verwaltung

Vom 1. Juni 2006

Auf Grund des § 22 Abs. 2 des Laufbahngesetzes in der Fassung
vom 16. Februar 2003 (GVBl. S. 137, 200) wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung über die Ausbildung für den Aufstieg und den
Laufbahnwechsel in den gehobenen nichttechnischen Dienst der
allgemeinen Verwaltung vom 5. März 2004 (GVBl. S. 125) wird wie
folgt geändert:

1. § 1 wird aufgehoben und es werden folgende neue §§ 1 bis 3
eingefügt:

„§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt die Auswahl und die Einführung
beim Praxisaufstieg von unmittelbaren und mittelbaren Landes-
beamtinnen und Landesbeamten des mittleren nichttechnischen
Dienstes der allgemeinen Verwaltung in den gehobenen nicht-
technischen Verwaltungsdienst nach § 18 der Verwaltungs-Lauf-
bahnverordnung und die weitere Ausbildung und Unterweisung
bei einem Laufbahnwechsel in den gehobenen nichttechnischen
Dienst der allgemeinen Verwaltung nach § 17 des Laufbahn-
gesetzes. Auf Beamtinnen und Beamte beim Abgeordnetenhaus
und beim Rechnungshof finden die Vorschriften des § 2 Abs. 1,
4 und 5 und des § 3 keine Anwendung.

§ 2

Eignungsanforderungen, Vorschlagsrecht der Dienstbehörden,
Meldeverfahren für den Praxisaufstieg

(1) Beamtinnen und Beamte des mittleren nichttechnischen
Dienstes der allgemeinen Verwaltung sind für die Zulassung
zum Praxisaufstieg nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Verwal-
tungs-Laufbahnverordnung geeignet, wenn ihre Leistungen in
den letzten vier Jahren mindestens mit der Leistungsstufe B be-
urteilt worden sind.

(2) Geeignete Beamtinnen und Beamte, die die Voraussetzun-
gen des § 18 der Verwaltungs-Laufbahnverordnung erfüllen,
können von der Dienstbehörde zum Zweck der Zulassung zum
Aufstieg für das Auswahlverfahren (§ 3) vorgeschlagen werden
oder sich selbst bei ihrer Dienstbehörde für das Auswahlverfah-
ren bewerben.

(3) Der Beginn der Einführung und die Zahl der zum Aufstieg
zuzulassenden Beamtinnen und Beamten wird von der Senats-
verwaltung für Inneres im Benehmen mit der Verwaltungsaka-
demie Berlin unter Berücksichtigung der Lehrgangskapazität
festgelegt und ist den Dienstbehörden rechtzeitig in geeigneter
Weise bekannt zu geben. Die Dienstbehörden melden der Ver-
waltungsakademie die zur Einführung vorgesehenen Beamtin-
nen und Beamten unter Beifügung eines beruflichen Werde-
gangs in der Verwaltung in tabellarischer Form, der dienstlichen
Beurteilungen für die letzten vier Jahre und einer Einverständ-
niserklärung der Beamtin oder des Beamten.

(4) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der den Anfor-
derungen des § 3 Abs. 3 Satz 1 entspricht, jedoch auf Grund der
danach festzulegenden Rangfolge und fehlender Lehrgangs-
kapazität nicht zum Aufstieg zugelassen werden kann, kann von
der Dienstbehörde erneut für das Auswahlverfahren vorgeschla-
gen werden.

(5) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der den Anfor-
derungen des § 3 Abs. 3 Satz 1 nicht entspricht, darf von der
Dienstbehörde frühestens zwei Jahre nach dem ersten Auswahl-
verfahren für ein weiteres Auswahlverfahren vorgeschlagen
werden.

§ 3

Auswahlverfahren
(1) Die von den Dienstbehörden gemeldeten Beamtinnen und

Beamten haben an einem schriftlichen Auswahlverfahren teil-
zunehmen, das von der Verwaltungsakademie Berlin durch-
geführt wird. Das Auswahlverfahren soll 120 Minuten nicht
überschreiten und umfasst Aufgaben zum logischen Denken,
Textverständnis und staatsbürgerkundlichen Wissen sowie zur
Konzentrations- und Organisationsfähigkeit.

(2) Das Nähere zum Inhalt und Umfang des Auswahlverfahrens
und zur Bewertung der Aufgaben regelt die Verwaltungsakademie
Berlin im Einvernehmen mit der Senatsverwaltung für Inneres.

(3) Die Verwaltungsakademie Berlin stellt auf Grund des Er-
gebnisses des Auswahlverfahrens fest, ob die Beamtinnen und Be-
amten für den Praxisaufstieg in den gehobenen nichttechnischen
Dienst der allgemeinen Verwaltung geeignet sind und ermittelt un-
ter den geeigneten Beamtinnen und Beamten unter Berücksichti-
gung des Ergebnisses des Auswahlverfahrens und der dienstlichen
Beurteilungen eine Rangfolge, die für die Teilnahme an dem Auf-
stiegslehrgang verbindlich ist. Das Ergebnis wird den Dienstbe-
hörden der Beamtinnen und Beamten schriftlich mitgeteilt.

(4) Beamtinnen und Beamte, die nach dem Ergebnis des Aus-
wahlverfahrens für den Aufstieg geeignet sind und auf Grund
der ermittelten Rangfolge für den Aufstiegslehrgang berücksich-
tigt werden können, sollen von den Dienstbehörden zur Ein-
führung zugelassen werden. Beamtinnen und Beamten, bei
denen die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht vorliegen, teilt die
Dienstbehörde mit, dass sie nicht zur Einführung zugelassen
werden können. Wird eine Beamtin oder ein Beamter aus Grün-
den, die in ihrer oder seiner Person liegen, nicht zum Aufstieg
zugelassen, so hat die Dienstbehörde dies der Verwaltungsaka-
demie Berlin mitzuteilen, die für die in der Rangfolge nächste
Beamtin oder den in der Rangfolge nächsten Beamten eine neue
Mitteilung gemäß Absatz 3 zu fertigen hat.“

2. § 2 wird zu § 4 und Absatz 1 wie folgt geändert:
a) In Satz 1 und 4 werden jeweils vor dem Wort „Beamten“ die

Worte „Beamtinnen und“ eingefügt.
b) In Satz 3 wird die Angabe „(§ 3)“ durch die Angabe „(§ 5)“

ersetzt.
3. § 3 wird zu § 5 und in Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort „Be-

amten“ die Worte „Beamtinnen und“ eingefügt.
4. § 4 wird zu § 6 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 und Nummer 1, 3 und 4 werden jeweils vor
dem Wort „Beamten“ die Worte „Beamtinnen und“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden vor dem Wort „Beamten“ die Wor-
te „Beamtinnen und“ eingefügt.

5. § 5 wird zu § 7 und Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden jeweils vor dem Wort „Anwärter“ die Worte

„Anwärterinnen und“ eingefügt.
b) In Satz 2 werden vor dem Wort „Beamte“ die Worte „Beam-

tinnen und“ eingefügt.

6. § 6 wird zu § 8.
Artikel II

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 1. Juni 2006

Senatsverwaltung für Inneres
Dr. K ö r t i n g
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Bekanntmachung

über das Inkrafttreten
des

Staatsvertrages über die Errichtung
des Zentralen Mahngerichts Berlin-Brandenburg

sowie zur Änderung des Staatsvertrages
zwischen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg

vom 20. November 1995
über die Zuständigkeit des Landgerichts Berlin

für Rechtsstreitigkeiten über technische Schutzrechte

– Mahngerichtsvertrag –

vom 13. Dezember 2005

Die Ratifikationsurkunden des Landes Berlin und des Landes
Brandenburg zu dem am 13. Dezember 2005 unterzeichneten Staats-
vertrag über die Errichtung des Zentralen Mahngerichts Berlin-
Brandenburg sowie zur Änderung des Staatsvertrages zwischen dem
Land Berlin und dem Land Brandenburg vom 20. November 1995
über die Zuständigkeit des Landgerichts Berlin für Rechtsstreitigkei-
ten über technische Schutzrechte – Mahngerichtsvertrag – wurden
am 24. Mai 2006 ausgetauscht.
Der Staatsvertrag tritt damit gemäß seinem Artikel 10 am 1. Juni
2006 in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2006

Der Regierende Bürgermeister

Klaus Wo w e r e i t
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